
D
as Bundesverfassungs-
gericht hat den vorge-
zogenen Wahltermin
für den Deutschen
Bundestag bestätigt.

Somit können die politischen
Parteien jetzt in die Wahlkampf-
endrunde starten. Vorher haben
sie unter erheblichem Zeitdruck
ihre Wahlprogramme zusam-
mengestellt.

Die großen Parteien beschrän-
ken sich in ihren verkehrspoliti-
schen Aussagen auf allgemeine
Positionsbeschreibungen. Die
kleineren Parteien hingegen
befassen sich mit diesem The-
menkomplex relativ ausführ-
lich. Dennoch ist unschwer zu
erkennen, dass die Bahnpolitik
am Scheideweg steht.

Die SPD stellt die Verkehrspoli-
tik unter das Motto „nachhalti-
ge Mobilität und leistungsfähige
Infrastruktur“. Dabei geht es ihr
um Effizienzsteigerung im Ver-
kehrswesen. DieVernetzung der
Verkehrsträger Straße, Schiene
und Wasserstraße sieht sie als
richtigen Schritt, um ökonomi-
sche und ökologische Effizienz-
gewinne zu erzielen. DieseVor-
gabe will die Partei „durch eine
integrierte Verkehrspolitik mit
einer Kombination der unter-
schiedlichen Verkehrsträger“
erreichen, wird im Wahlmani-
fest geschrieben. Der Einsatz
intermodaler Transportketten sei
der Kern eines nachhaltigenVer-
kehrssystems. Dabei wird auf
den technischen Fortschritt im

Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnik ver-
wiesen, wodurch sich realisti-
sche Chancen im wettbewerbli-
chen und kooperativen Zusam-
menspiel der Verkehrsträger
eröffneten.

Der kleine Koalitionspartner
Bündnis 90/Die Grünen setzt
sich sehr ausführlich mit der
Bahn auseinander. In das Bahn-
wesen als „umweltfreundlichs-
tes Massentransportmittel“ will
die Partei die gleiche Geldsum-
me stecken wie in das Straßen-
netz investiert wird. Denn sie
setzt auf leistungsfähige öffent-
liche Verkehrsmittel. Langfristig
müsse das Verkehrssystem aus
klimaschutzpolitischen Grün-
den völlig verändert werden.

Die Losung „Güter gehören auf
die Schiene“ wird ausgeben. Ein
„voreiliger Börsengang“ der DB
AG hingegen wird abgelehnt.
Das Schienennetz müsse in
öffentlicher Hand bleiben.

„Die Bahnreform wird fortge-
führt und der Wettbewerb auf
der Schiene gefördert“, heißt es
im gemeinsamen Wahlpro-
gramm von CDU und CSU. Auf
weitere bahnpolitische Aussa-
gen wird verzichtet. Die Union
will „eine Transrapidstrecke in
Deutschland“ als verkehrs- und
insbesondere auch industriepo-
litisch bedeutsames Projekt rea-
lisieren. Im Übrigen wird für den
beschleunigten Bau wichtiger
Infrastrukturmaßnahmen einge-
treten. Dafür sollen die Planun-
gen vereinfacht, die Planungs-
zeiten verkürzt und in einem
entsprechenden Gesetz veran-
kert werden. Das Beschleuni-
gungsgesetz für Verkehrswege-
planung werde durch eine effi-
ziente Regelung für ganz
Deutschland kurzfristig verbes-
sert, lautet die Devise. Dazu
gehören auch neue Formen der
Infrastrukturfinanzierung. In
einem ersten Schritt sollen die
Lkw-Maut-Einnahmen direkt in
eine entsprechende Zweckge-
sellschaft fließen. Zügig fertig
stellen will die Union die Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit.
Überdies soll Deutschland bes-
ser in das europäischeVerkehrs-
netz eingebunden werden.

„Bei der Schiene brauchen wir
die Rückbesinnung auf Strate-
gien und Instrumente der Bahn-
reform“, wird im FDP-Wahlpro-
gramm ausgeführt. Dieses Ziel
wollen die Liberalen durch
mehr Wettbewerb im Schienen-
verkehr erreichen, was wieder-
um die Trennung von Netz und
Betrieb bei der Deutschen Bahn
voraussetzt, heißt es ergänzend.
Auf dieser Basis will die FDP die
Privatisierung der DB-Trans-
portsparten vorantreiben. Das
Netz, so die Partei weiter, „bleibt
als Aktiengesellschaft zunächst
im Mehrheitseigentum des Bun-
des und wird als aktiver, neutra-
ler, europäischer Trassenver-
markter positioniert“. Justus
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